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Aus wirtschaftspolitischer Sicht dürfen notwendi-
ge Sozialleistungen die Aufnahme von Arbeit nicht 
unattraktiv machen. Jede Erhöhung der Hartz-IV-
Sätze bringt bei gleichzeitig weniger stark steigen-
den Einkommen aus regulärer Beschäftigung mehr 
Menschen in die Grundsicherung, sie erschwert da-
rüber hinaus die Integration arbeitsuchender Men-
schen in den Arbeitsmarkt.

Bei einer Diskussion um eine Erhöhung von Trans-
ferleistungen muss das Lohnabstandsgebot, d.h. 
das Verhältnis zu den durchschnittlichen Netto-
einkommen für untere Lohn- und Gehaltsgrup-
pen, mit in Betracht gezogen werden. Es gehört 
zu einer Sozialen Marktwirtschaft, dass derjenige, 
der arbeitet, mehr verdienen muss, als derjeni-
ge, der sein Einkommen ausschließlich aus staat-
lichen Leistungen bestreiten muss. Eine Forderung 
nach Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes 
in Höhe von z.B. 7,50 Euro oder sogar 10 Euro/
Stunde leistet jedoch keinen Beitrag zu einer sinn-
vollen Debatte über die notwendige Sicherstellung 
des Lohnabstandsgebotes, wie die folgenden zwei 
Beispiele zeigen:

Bereits drei Mal habe ich im Plenum zum Thema „Rente mit 67“ gesprochen. Die beiden jüngsten Reden können hier angeschaut 
werden:

             13. Rede im Deutschen Bundestag zur Aktuellen Stunde auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE „Rentenkürzung durch die
             Rente erst ab 67 verhindern“ am 27.10.2010

             11. Rede im Deutschen Bundestag zum Antrag der SPD-Fraktion „Rente mit 67 vollständig zurücknehmen“ (Drs. 17/2935)
             am 01.10.2010

Sozialleistungen und  
Mindestlohn

Da ich wiederholt darauf angesprochen wurde und 
da auch die Opposition im Rahmen der aktuellen 
Debatte um die Neuberechnung der Hartz-IV-Re-
gelsätze beständig das Thema Mindestlöhne auf 
die Agenda setzt, möchte ich hier meinen Stand-
punkt dazu erläutern.

Als Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales 
fühle ich mich für soziale Gerechtigkeit und Teil-
habe besonders verantwortlich und setze mich 
gerade für diejenigen ein, die in unserer Gesell-
schaft als sogenannte „sozial Schwache“ gelten. 
Das Thema Mindestlohn wird meiner Meinung nach 
zu oft missbraucht, um vermeintlichen Lobbyis-
mus für eben jene „sozial Schwachen“ zu betrei-
ben. Entscheidend ist jedoch die Gesamtsituation, 
die ganzheitliche Perspektive. Das soziale Gefüge 
bundesweit muss stimmen und darf mit der Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohnes nicht in 
eine Schieflage geraten. Insofern ist meine Mei-
nung zu Mindestlöhnen grundsätzlicher Art. Sie 
ist sowohl unabhängig von einzelnen Branchen als 
auch von Chemnitz als Wirtschaftsstandort. 
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Vor dem Hintergrund der genannten Argumente und Beispiele befürworte und unterstütze ich die Vereinbarung der Regierungs-
fraktionen zum Mindestlohn: 

„Oberste Maxime der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik ist der Erhalt und die Schaffung von insbesondere sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätzen.  […] Die Koalition führt keine Mindestlöhne nach dem Mindestarbeitsbedingungsgesetz ein, 
solange nicht erwiesen ist, dass die im Koalitionsvertrag vorgesehene Festschreibung des Verbots sittenwidriger Löhne nicht 
ausreicht, soziale Verwerfungen in Branchen mit weniger als 50 Prozent Tarifbindung zu vermeiden.“

Familie mit zwei Kindern, ein Alleinverdiener:
10 Euro/h Mindestlohn 

X 165 Arbeitsstunden/Monat

= 1.650 Euro Bruttoeinkommen 

- Sozialabgaben

= ca. 1.300 Euro Nettoeinkommen

+ 368 Euro Kindergeld (184 Euro x 2)

= 1.668 Euro Gesamteinkommen 

exklusive Miete und Wohnnebenkosten

Familie mit zwei Kindern, 
ALG-II-Bedarfsgemeinschaft:
646 Euro Regelleistung (323 Euro x 2)

+ 430 bis 574 Euro Kinder (je nach Alter)

= 1.076 bis 1.220 Euro Nettoeinkommen

+ Miete und Wohnnebenkosten

+ bedarfsbezogene Leistungen und Zuschüsse, 

die sich auf den Mehrbedarf als Familie beziehen 

= bis zu 1.900 Euro Gesamteinkommen

Alleinstehende/r:
7,50 Euro/h Mindestlohn 

X 165 Arbeitsstunden/Monat

= 1.237,50 Euro Bruttoeinkommen 

- Sozialabgaben

= ca. 980 Euro Nettoeinkommen

exklusive Miete und Wohnnebenkosten

ALG-II-Empfänger/in:
359 Euro Regelleistung

+ Miete und Wohnnebenkosten

+ bedarfsbezogene Leistungen 

= bis zu 720 Euro Gesamteinkommen

Mein Ziel ist es vielmehr, die Anreize für Zuverdiens-
te für ALG-II-Empfänger zu erhöhen. Derzeit wer-
den geringe Erwerbseinkommen belohnt, indem ein 
höherer Anteil behalten werden darf. Bei höheren 
Erwerbseinkommen dagegen wird Leistung stärker 
gekürzt bzw. gegengerechnet. Es sollte umgekehrt 
sein: Beschneidung der Freibeträge im Bereich ge-

ringer Einkommen (Minijob und Teilzeit) und dafür 
Ausweitung der Freibeträge bei höheren Einkom-
men. Dies würde meiner Meinung nach dem rich-
tigen Grundsatz meiner Partei des „Förderns und 
Forderns“ am besten gerecht werden und mehr 
Menschen aus der Grundsicherung bringen. 
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Ein Stück Afrika in Chemnitz

In der letzten Ausgabe meines Newsletters habe 
ich über die derzeitigen Aktivitäten im Rahmen 
der Städtepartnerschaft zwischen Chemnitz und 
Timbuktu anlässlich der 50-jährigen Unabhän-
gigkeit Malis berichtet. Auch die Ausstellungser-
öffnung in der Chemnitzer Stadtbibliothek am 
4. Oktober wurde „groß“ angekündigt. Ich freue 
mich sehr, dass sie tatsächlich zu einer runden 
Veranstaltung wurde, die meiner Meinung nach 
den anwesenden Chemnitzerinnen und Chem-
nitzern — darunter übrigens viele Schüler — das 
ferne Timbuktu ein ganzes Stück näher brachte. 
Das verspätete Eintreffen der Botschafterin Malis, 
Ihrer Exzellenz Fatoumata Siré Diakité, machte 
ihren Auftritt umso eindrucksvoller. Sie war das 
erste Mal in Chemnitz und ist dankbar, dass man 
bei uns normalerweise weiß, dass Timbuktu eine 
reale Stadt ist und Mali ein afrikanisches Land. In 
ihrer diplomatischen Laufbahn sei es ihr schon oft 
passiert, sagte sie schmunzelnd, dass Timbuktu 
als eine Stadt aus einem Märchen aus 1001 Nacht 
gehalten wurde. Schließlich möchte ich mich als 
Schirmherr des Schülerwettbewerbes (siehe eben-
falls letzten Newsletter oder meine Website) ganz 

herzlich bei den engagierten Lehrerinnen bedan-
ken, die ihre Klassen zum Mitmachen motivierten 
und richtig schöne Ergebnisse erzielten: Petra Be-
cker, Karl-Schmidt-Rottluff-Gymnasium, Constance 
Gruber, Gebrüder-Grimm-Grundschule und Doreen 
Thum, Chemnitzer Schulmodell. Ein besonderer 
Dank gilt Annett Raupach vom Verein Partnerschaft 
Chemnitz-Timbuktu e.V., die den Kontakt zu den 
Schulen herstellte und an der Umsetzung des Schü-
lerwettbewerbes wesentlich mitwirkte. 

Dass es Märchen wie aus 1001 Nacht aus Timbuktu 
gibt — auch wenn die Stadt selbst keines ist        — 
möchte ich in einem nächsten Projekt aufgreifen. 
Timbuktu wird Sie und Euch also weiterhin beglei-
ten.

04.10.-09.10.2010
Stadtbibliothek (im Tietz)

Ausstellungseröffnung
Montag, 4. Oktober 2010  
11:00 Uhr

Empfang mit Häppchen aus Mali & Präsentation 
der Ergebnisse eines Schülerwettbewerbes zur 
50-jährigen Unabhängigkeit Malis

Grußworte 

Kontakt:
Frank Heinrich, MdB
Schirmherr des Schülerwettbewerbes 
frank.heinrich@bundestag.de | 030-227 71980

. Ihre Exzellenz Fatoumata Siré Diakité  
Botschafterin von Mali
Barbara Ludwig Oberbürgermeisterin
Frank Heinrich Mitglied des Deutschen Bundestages
Dr. Mohamed Diagayeté Kurator am Institut des 
Hautes Etudes et de Recherches Islamiques „Ahmed Baba“, 
Timbuktu, Mali

..

.
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Chemnitzer Unternehmen & 
Energiepolitik in Deutschland

Das Energiekonzept der Bundesregierung war in 
den letzten Monaten ein großes Thema in der Öf-
fentlichkeit. Dabei geht es nicht nur um „Atom-
kraft: ja oder nein“, sondern um die gesamte 
Problematik der Energiesicherheit und der Ener-
giepreise. Sicherlich ist der Aspekt Atomenergie 
emotionsbeladen und hervorstechend, aber eben 
nur ein Element der Debatte. 

Ich habe meine Skepsis zur Atomkraft stets offen 
vertreten und bin nach Gesprächen mit Chemnit-
zer Unternehmen in meinen Sichtweisen bestätigt 
worden. Selbst energieintensive Industriezweige 
haben mir versichert, dass die Frage der Laufzeit-
verlängerung von Reaktoren keine Rolle in ihren 
Planungen spielt. Vielmehr wünschen sich die Fir-
men verlässliche Zielsetzungen und nachhaltiges 
politisches Agieren. Das bedeutet interessanter-
weise nicht eine Kritik am Atomausstieg in seiner 
jetzigen Form. Vielmehr geht es darum, am ein-
mal gefassten Beschluss festzuhalten und alter-
native Energieformen weiter zu fördern. Nur so 
besteht Planungssicherheit, was den Unternehmen 

wichtiger ist als ein erneuter Richtungswechsel in 
der Ausstiegsstrategie. Atomtechnologie, so das 
mehrheitliche Credo, ist eine Brückentechnologie, 
nicht mehr und nicht weniger, und lediglich ein Teil 
der Energiegewinnung. Die Abschaltung mehrerer 
Kraftwerke im Sommer hat gezeigt, dass auch ohne 
einen beachtlichen Teil der Atomindustrie die Ener-
gieversorgung zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt 
war und die Bundesrepublik im Gegenteil noch 
Strom exportierte. 

Im Vergleich zu anderen Ländern basiert unse-
re Energiepolitik auf Vielfalt und beschränkt sich 
nicht auf eine Möglichkeit der Stromgewinnung. 
Deutschlands Energieüberschuss resultiert aus sei-
nem Energiemix, der durch das nun verabschiedete 
Energiekonzept der Bundesregierung untermauert 
und institutionalisiert wird. Dieser Energiemix muss 
ausgewogen sein und den ökonomischen wie ökolo-
gischen Ansprüchen gerecht werden. Regenerative 
Energien wie Erdwärme, Solarenergie und Biogas in 
Kombination mit fossilen Brennstoffen bilden die 
Grundlage für eine auch zukünftig gesicherte po-
sitive Energiebilanz  unseres Landes. Parallel dazu 
ist die Forschung zu neuen Technologien weiter zu 
intensivieren.

Wo wird gearbeitet?
„Würde man nicht den Anteil der Arbeitslosen an allen Berufstätigen und Arbeitsuchenden zeigen, sondern den Anteil der 
Arbeitenden an allen Menschen, stünde der Osten plötzlich super da. Im Osten haben mehr Menschen einen Job, gemessen an 
der gesamten Bevölkerung. […] das liegt daran, dass Frauen im Westen oft nicht arbeiten und sich auch nicht arbeitslos melden. 
[…] Und es gibt im Osten weniger Kinder. Besonders hoch ist die Beschäftigungsquote […] direkt an der alten innerdeutschen 
Grenze: Die Ostdeutschen pendeln in den Westen, sie sind viel beweglicher als die Westdeutschen. Sie strengen sich an.“ (in: 
Zeit Magazin vom 21.10.2010, Seite 10)
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Besuch in Ghana mit  
Opportunity International 
Deutschland

Im Rahmen meiner Tätigkeit als Mitglied des Aus-
schusses für Menschenrechte und Humanitäre Hil-
fe ist es mir wichtig, auch konkrete Projekte und 
Institutionen zu unterstützen. Deshalb bin ich 
sehr gerne seit einigen Monaten Schirmherr von 
Opportunity International (OI) Deutschland (sie-
he Newsletter März 2010). OI vermittelt über ein-
heimische Partnerorganisationen Mikrokredite an 
Existenzgründer. Der internationale Schirmherr ist 
kein geringerer als Muhammad Yunus, der für seine 
Grameen Bank, die ebenfalls Mikrokredite vergibt, 
den Friedensnobelpreis erhalten hat.

Vom 11. bis zum 18. Oktober konnte ich mir in Gha-
na ein persönliches Bild von der Arbeit der Organi-
sation machen. Die Reisegruppe bestand aus neun 
engagierten Personen aus ganz unterschiedlichen 
Berufen, die sich für OI einsetzen. Wir besuchten 
Projekte in Accra und in Ho der ghanaischen Or-
ganisation „Sinapi Aba Trust“, die OI‘s Partner vor 
Ort ist. „Sinapi Aba“ ist der lokale Name für das 
biblische Senfkorn. Die Vision der Stiftung lautet: 

„Menschen die Würde zu geben, für sich selbst, ihr 
Familien, ihre Kirchen und ihre Kommunen sorgen 
zu können.“ Dazu werden Kredite vergeben, aber 
vor allem auch Schulungen durchgeführt. So konn-
ten wir ein Landwirtschaftsprojekt besichtigen, das 
allein durch das Wissen um den Fruchtwechsel sei-
ne Anbaumethoden verändert hat und heute einen 
dreifach höheren Ertrag erzielt. „Sinapi Aba Trust“ 
schulte die Landwirte und gab die Finanzmittel für 
das Saatgut. Neben den Existenzgründungen wer-
den auch kleine Privatschulen und Ausbildungspro-
gramme unterstützt. Die zurückgezahlten Darlehen 
fließen in neue Kredite und verbleiben im Land. Ein 
rundes, ganzheitliches Konzept, das mich voll über-
zeugt hat.

Überall wurden wir herzlich empfangen: von strah-
lenden Kinderaugen oder tanzenden Markthändle-
rinnen. 90 Prozent der Kreditnehmer sind Frauen. 
Stolz führten sie uns ihr jeweiliges „business“ vor: 
Schneiderei, Lebensmittelhandel oder Kosmetikstu-
dio. Ich erlebte kluge und starke ghanaische Frau-
en, die die Verantwortung für sich, ihre Familien 
und die Gesellschaft übernehmen.
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Begegnungen in Südafrika

Seit vier Jahren bin ich Mitglied der Lausanner Be-
wegung Deutschlands. Die Lausanner Bewegung 
ist ein weltweites Netzwerk von Christinnen und 
Christen, die ihren Glauben weitergeben wollen 
und gleichzeitig aktiv für soziale Gerechtigkeit 
kämpfen. In Kapstadt fand in diesem Jahr nach 
1974 und 1989 der dritte große, internationale 
Kongress dieser Bewegung statt, an dem ich mit 
Unterstützung meiner Fraktion teilnehmen durfte. 
Die Ausmaße waren enorm.  Über 4.000 Menschen 
trafen sich eine Woche lang, um im Austausch 
miteinander neue Impulse zu bekommen. In den 
Abendveranstaltungen wurde jeden Tag eine Re-
gion der Welt mit ihren besonderen Herausfor-
derungen und Chancen vorgestellt. Bei manchen 
Beiträgen bekam ich eine Gänsehaut. Etwa, als 

eine Amerikanerin von ihren letzten Kontakten mit 
ihrem Ehemann erzählte, der Anfang August zusam-
men mit der Chemnitzerin Daniela Beyer und ande-
ren in Afghanistan ermordet wurde. Oder als eine 
Palästinenserin und ein Israeli über den Konflikt im 
Nahen Osten und ihre persönlichen Erfahrungen 
damit berichteten. Die Tage waren gefüllt mit in-
haltlich dichten Seminaren zu aktuellen politischen 
Themen, zu HIV/Aids, Armut in der Welt und Religi-
onsfreiheit aus weltweiter Perspektive. Was so eine 
große Konferenz aber eigentlich ausmacht, sind die 
persönlichen Begegnungen. In  vielen Gesprächen 
mit Menschen aus aller Welt habe ich neue Anre-
gungen und Sichtweisen für mich persönlich und für 
meine Arbeit als Abgeordneter gewinnen können.

        Weitere Infos zur Konferenz

In einer Rede im Deutschen Bundestag Anfang des Monats habe ich gesagt: „Als Einzelne sind wir sehr wohl in der Lage, die 
Menschenrechte hochzuhalten und Einzelpersonen zu nennen.“ Die Konferenz in Südafrika hat mir einmal mehr bewusst ge-
macht, dass es weit mehr ist – es ist unsere Pflicht.

        12. Rede im Deutschen Bundestag zu Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Menschenrechte und humani
        täre Hilfe zum Thema „Todesstrafe und Folter“ (TOP 17) am 07.10.2010
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Unter dieser Rubik möchte ich Sie und Euch auf öffentliche 
Veranstaltungen aufmerksam machen, die meiner Meinung nach 
spannend sein könnten. Bei allen mit Stern (*) gekennzeichneten 
Veranstaltungen können Sie und könnt Ihr entweder mich selbst 
oder meine Mitarbeiter/innen treffen.

Chemnitz und Sachsen:

Opportunity International:*
Opportunity Stiftungstag 2010 „Dran bleiben —  
Mikrofinanz in stürmischen Zeiten“
Interview mit Frank Heinrich „Unkonventionell erfolgreich —  
Ein persönlicher Lebensweg“
Fr, 5. November 2010 | 12.30 Uhr
Hotel Elbflorenz, Dresden
Infos 

Agenda-Büro im Umweltzentrum:*
Agenda-Forum: Soziale Entwicklung in Deutschland —  
das Grundeinkommen als Reformbaustein?
u.a. Podiumsdiskussion mit Caren Lay, Monika Lazar & Frank 
Heinrich
Mo, 15. November 2010 | 19 Uhr
Weltecho, Annaberger Straße 24
Infos

Deutscher Bundestag & Frank Heinrich:*
Wanderausstellung zur Arbeit des Deutschen Bundestages
Mo, 15. - Fr, 19. November 2010 | 9-19 Uhr
ERÖFFNUNG: Mo, 15. November 2010 | 11 Uhr
Rathaus

Evangelischer Arbeitskreis Chemnitz/Zwickau (EAK):*
Vortrag von Frank Heinrich „Von der Heilsarmee in den  
Bundestag“

Bürgerdialog zur Nachhaltigkeit – Aufruf zur Beteiligung noch bis zum 14. November!
Bei der Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie sind wir alle gefragt. Der von der Bundesregierung gestartete „Dialog 
der Nachhaltigkeit“ bietet im Internet die Möglichkeit, leicht und schnell Stellung zu nehmen, mit anderen zu diskutieren und 
sicher weiter zu informieren.
	  
            Zum Online-Bürgerdialog

Di, 16. November 2010 | 19.30 Uhr
Ratskeller, Ernst-Thälmann-Str. 23, 09350 Lichtenstein

BVMW Chemnitz:*
Gastrede von Frank Heinrich „Ein Jahr im Bundestag“
Do, 18. November 2010 | 17-19 Uhr
Metrom GmbH, Schönaicher Str. 6, Hartmannsdorf 
Infos

Technische Universität Chemnitz:*
Preisverleihung des Technologie-Transferpreises 
wissen.schafft.arbeit
Do, 18. November 2010 | 19 Uhr 
KOMSA Kommunikation Sachsen AG, Hartmannsdorf
Infos 

Stadthalle Limbach:
Lesereise von Dr. h.c. Joachim Gauck „Winter im Sommer —  
Frühling im Herbst“
Sa, 20. November 2010 | 20 Uhr
Stadthalle Limbach-Oberfrohna, Jägerstrasse 2,  
09212 Limbach Oberfrohna
Infos

Berlin:

Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS):*
II. Rechtspolitische Gespräche zum Sozial- und Arbeitsrecht
28./29. Oktober 2010
Akademie der KAS, Tiergartenstraße 35

Frank Heinrich:* 
Öffentliche telefonische Sprechstunde
26. November 2010 | 14-15 Uhr 
Rufen Sie Frank Heinrich in Berlin an: 030-227 71980
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Abstimmungserklärung

Als Mitglied einer Partei entscheidet man sich be-
wusst für deren grundsätzliche Ansichten zur Ge-
staltung unserer Gesellschaft. Die dafür notwen-
dige politische Programmatik trägt man ebenfalls 
mit. Ich selbst bin in der glücklichen Lage als Bun-
destagsabgeordneter mehr Mitsprachemöglichkei-
ten zu haben als beispielsweise ein Parteimitglied 
ohne Mandat. Dafür aber natürlich auch mehr Ver-
antwortung. Natürlich ist es das Ziel aller Frakti-
onsvorstände im Bundestag, dass die Mitglieder 
die jeweiligen Entscheidungen unterstützen und 
mittragen. Das halte ich für legitim. Alles ande-
re wäre realitätsfremd. Unsere Demokratie würde 
nicht funktionieren, wenn jeder sein eigenes Süpp-
chen kochen würde. Gleichwohl halte ich — wie 
freilich die meisten meiner Kolleginnen und Kol-
legen — nichts vom sogenannten Fraktionszwang. 
Es ist auch die Aufgabe einer Fraktion, die Mitglie-
der durch Argumente zu überzeugen, nicht durch 
Druck. Heute nun war der Tag gekommen, an dem 
ich mich trotz aller konstruktiven inhaltlichen Aus-
einandersetzungen in den vergangenen Wochen 
für die Ablehnung eines Gesetzesentwurfes meiner 
Partei entschieden habe: Das Gesetz zur Laufzeit-
verlängerung der Kernkraftwerke um durchschnitt-
lich 12 Jahre. Warum ich mich dagegen entschie-
den habe, können Sie und könnt Ihr auf Seite 2 
nachlesen. Es ist eine unausgesprochene Regel un-

ter uns Parlamentariern, dass eine Ablehnung von 
Gesetzesentwürfen der eigenen Fraktion im Plenum 
erklärt und damit in das Plenarprotokoll aufge-
nommen wird. Dies kann mündlich oder schriftlich 
zwischen der Aussprache und vor der Abstimmung 
erfolgen. In der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages heißt es wörtlich: „Nach Schluss der 
Aussprache kann jedes Mitglied des Bundestages zur 
abschließenden Abstimmung eine mündliche Erklä-
rung, die nicht länger als fünf Minuten dauern darf, 
oder eine kurze schriftliche Erklärung abgeben, die 
in das Plenarprotokoll aufzunehmen ist. Der Präsi-
dent erteilt das Wort zu einer Erklärung in der Re-
gel vor der Abstimmung.“ Bevor es so weit ist, muss 
natürlich der Fraktionsvorstand informiert werden, 
denn wir arbeiten mit- und nicht gegeneinander. 
Also sprach ich frühzeitig mit dem Parlamentari-
schen Geschäftsführer sowie mit dem Vorsitzenden 
meiner Landesgruppe. Die Arbeitsordnung der CDU/
CSU-Fraktion besagt dazu: „In der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion gibt es keinen Fraktionszwang. Die 
Abstimmung ist frei. Die Mitglieder sind verpflich-
tet, in wichtigen Fragen ihre von der Fraktions-
mehrheit abweichende Abstimmungsabsicht dem 
Vorsitzenden, dem 1. Parlamentarischen Geschäfts-
führer oder der Fraktionsversammlung bis zum Vor-
tag der Abstimmung, 17.00 Uhr, mitzuteilen.“ Dies 
war wieder ein Lehrstück für mich als MdB — mit 
einem positiven Ergebnis zugunsten der freien, dem 
eigenen Gewissen verpflichteten Entscheidung.




